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Neue Rechtsvorschriften
überblick über die Gesetzgebung 
im III. Quartal 1979
Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Gesetz­
blatt Teil 1 Nr. lf bis 31 und Teil II Nr. 4 veröffentlichten 
Rechtsvorschriften.

Die Volkskammer der DDR behandelte auf ihrer 9. Tagung 
am 28. Juni 1979 innen- und außenpolitische Fragen und 
beschloß dazu eine Reihe neuer Gesetze.

Durch das Gesetz zur Änderung des Wahlgesetzes vom 
28. Juni 1979 (GBl. I Nr. 17 S. 139) wurde § 7 Abs. 1 des Ge­
setzes über die Wahlen zu den Volksvertretungen der DDR
— Wahlgesetz — vom 24. Juni 1976 (GBl. I Nr. 22 S. 301)1 
geändert. Wurden nach der bisherigen Regelung die Abge­
ordneten aus der Hauptstadt der DDR, Berlin, durch die 
Stadtverordnetenversammlung in die Volkskammer ent­
sandt, so haben die wahlberechtigten Bürger der Hauptstadt 
jetzt wie alle Wahlberechtigten in der DDR das Recht, ihre 
Abgeordneten für die Volkskammer direkt zu wählen. In 
Übereinstimmung mit Art. 54 der Verfassung wurde fest­
gelegt, daß die Volkskammer der DDR aus 500 Abgeord­
neten besteht. Alle Abgeordneten werden in freier, allge­
meiner, gleicher und geheimer Wahl gewählt.

Durch das Paßgesetz der DDR vom 28. Juni 1979 (GBl. I 
Nr. 17 S. 148) und das Gesetz über die Gewährung des Auf­
enthaltes für Ausländer in der DDR — Ausländergesetz — 
vom 28. Juni 1979 (GBl. I Nr. 17 S. 149) wurden die für die 
Ausreise aus dem und die Einreise in das Staatsgebiet der 
DDR sowie für den Aufenthalt von Ausländem in der DDR 
geltenden Bestimmungen entsprechend den gesellschaft­
lichen Bedingungen in der DDR, der internationalen Stel­
lung unseres Staates sowie den sich entwickelnden inter­
nationalen Beziehungen neu gestaltet. Auf der Grundlage 
dieser beiden Gesetze sind die AO über Paß- und Visa­
angelegenheiten (Paß- und VisaAO — PVAO —) vom 
28. Juni 1979 (GBl. I Nr. 17 S. 151) sowie die AO über den 
Aufenthalt von Ausländern in der DDR (AusländerAO
— AAO —) vom 28. Juni 1979 (GBl. I Nr. 17 S. 154) erlassen 
worden. In der Absicht, den rechtlichen Komplex über­
schaubarer zu gestalten, beschränken sich die Gesetze auf 
die wesentlichen, international üblich zu regelnden Bestim­
mungen. Zugleich wurden, insbesondere durch das neue 
Paßgesetz und die PVAO, eine Vielzahl von Rechtsvor­
schriften außer Kraft gesetzt, so das Paßgesetz von 1954 
nebst zwei Änderungsgesetzen und 14 Durchführungs­
bestimmungen.

Das Paßgesetz und die PVAO regeln u.a., welche Arten von 
Pässen und anderen Personaldokumenten für das Über­
schreiten der Staatsgrenze gelten, welche Dienststellen Visa 
erteilen und welche Verhaltenspflichten im Umgang mit 
diesen Dokumenten (z. B. Verlust und Fund) zu beachten 
sind. Mit Verweis bzw. Ordnungsstrafe kann nach der 
PVAO u. a. belegt werden, wer die Bestimmungen über 
die Ein- und Ausreise verletzt, Bestimmungen und Fest­
legungen im Transit nicht einhält, unbefugt- Änderungen 
in den Dokumenten vornimmt, den Verlust nicht unverzüg­
lich meldet und gefundene Dokumente nicht unverzüglich 
bei den zuständigen Organen abgibt.

Die Bestimmungen des Ausländergesetzes und der AAO 
gelten für Ausländer, die sich in der DDR aufhalten. Aus­
länder im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die nicht 
die Staatsbürgerschaft der DDR besitzen. Geregelt sind u. a. 
das Erfordernis der Genehmigung für den Aufenthalt von 
Ausländern in der DDR, die Rechte und Pflichten der Aus­
länder während des Aufenthaltes in der DDR sowie die 
Gewährung von Asyl. Ein Ausländer, der sich ohne Geneh­
migung in der DDR aufhält oder den zeitlichen oder ört­

lichen Beschränkungen einer Aufenthaltsgenehmigung zu­
widerhandelt, kann nach der AAO mit Verweis oder Ord­
nungsstrafe belegt werden.

Umfassender ausgestaltet als bisher wurde die Anordnung 
des Ausweisungsgewahrsams. Die Ausweisung kann erfol­
gen, wenn ein Ausländer sich ohne gültige Genehmigung 
oder nach deren Entzug in der DDR weiterhin aufhält und 
der Verpflichtung zum Verlassen des Landes nicht unver­
züglich nachkommt. Zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Ausweisung kann der betreffende Ausländer unter be­
stimmten, gesetzlich geregelten Voraussetzungen in Aus­
weisungsgewahrsam genommen werden. Über die Anord­
nung des Ausweisungsgewahrsams entscheidet ein Richter 
auf Antrag der zur Entscheidung über die Ausweisung be­
rechtigten Staatsorgane und nach Anhörung des Ausländers 
durch schriftlich begründeten Beschluß, örtlich zuständig 
ist das Kreisgericht, in dessen Bereich der Ausländer seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort hat oder in 
dessen Bereich er sich zuletzt aufgehalten hat oder auf 
Anordnung eines staatlichen Organs untergebracht ist. Da­
mit wurde in Ergänzung des § 23 GVG ein weiterer Fall der 
Zuständigkeit des Kreisgerichts begründet.

*

Auf dem Gebiet der Volkswirtschaft wurde in Auswertung 
der 10. Tagung des Zentralkomitees der SED eine Reihe 
neuer Rechtsvorschriften zur weiteren Vervollkommnung 
der Leitung und Planung erlassen. Damit werden Ver­
änderungen eingeleitet, die sich vor allem aus der erhöhten 
Verantwortung der Kombinate für die Leitung und Pla­
nung ihres Reproduktionsprozesses ergeben. Gleichzeitig 
wird die zentrale staatliche Planung stärker auf die Grund­
fragen der Volkswirtschaft, auf die entwicklungsbestim­
menden volkswirtschaftlichen Prozesse konzentriert. Mit 
der AO über die Ausarbeitung des Volkswirtschaftsplanes 
und des Staatshaushaltsplanes 1980 vom 1. August 1979 
(GBl.-Sdr. Nr. 1011) werden Regelungen der Planungsord­
nung für 1976 bis 19802 verändert. Diese Änderungen gelten 
für die Rahmenrichtlinie für die Jahresplanung der Be­
triebe und Kombinate der Industrie und des Bauwesens 
entsprechend.

Die Veränderungen betreffen insbesondere die Nomen­
klatur der staatlichen Plankennziffem: die zentral festge­
legten Kennziffern wurden reduziert, und es wurde ge­
regelt, daß die Generaldirektoren der Kombinate eigenver­
antwortlich weitere Kennziffern für das Kombinat berech­
nen und an die Kombinatsbetriebe herausgeben können. 
Auch der Umfang der ökonomischen Planinformationen 
der Betriebe und Kombinate und der territorialen Plan­
informationen wird mit der Planausarbeitung für 1980 ein­
geschränkt. Veränderungen sind auch zur Planung von Wis­
senschaft und Technik und zur Planung der Grundfonds 
und Investitionen einschließlich ihres Finanzbedarfs getrof­
fen worden. Den Kombinaten ist bei der Bilanzierung eine 
höhere Verantwortung übertragen worden.

Die Bestimmungen, die mit der Überbietung staatlicher 
Pläne durch Verpflichtungen der Werktätigen im Zusam­
menhang stehen, 'werden durch die AO zur Stimulierung 
der Überbietung der staatlichen Aufgaben für die Ausarbei­
tung des einheitlichen Planvorschlages zum Volkswirt­
schaftsplan 1980 vom 22. August 1979 (GBl. I Nr. 27 S. 247) 
neu geregelt. Alle Vorschläge der Werktätigen zur Über­
bietung der staatlichen Aufgaben, auch diejenigen, die bis­
her im Gegenplan zum Ausdruck kamen, sind in einem 
einheitlichen Planvorschlag zum Volkswirtschaftsplan 1980 
zusammenzufassen.3 Die von den Werktätigen übernomme­
nen Verpflichtungen sind zu bilanzieren; dafür werden 
Kennziffern der Überbietung festgelegt. Für die gezielte 
Überbietung der Kennziffern können zusätzliche Zufüh­
rungen zum Prämienfonds wie bisher geplant werden. Die


